
AUFRUF ZUR DEMONSTRATION

WIR FORDERN DIE BEIBEHALTUNG 
DES INDIVIDUELLEN RECHTS 
AUF POLITISCHES ASYL IN 
EUROPA UND IN DEUTSCHLAND!
AM 09.09.23 IN KÖLN
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www.koelnzeigthaltung.org 
Facebook: @koelnzeigthaltung 
instagram: @koelnzeigthaltung 
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 » ASYLRECHT STATT UNRECHT!
Die Regierungen der Europäische Union wollen die Rechte Geflüchteter, die vor politischer Verfolgung, Krieg und Vertreibung 
fliehen, abschaffen. Diese sollen daran gehindert werden, in der EU einen Asylantrag zu stellen. Eine individualrechtliche Prü-
fung wird unterbunden, und Abschiebungen in Lager an EU-Außengrenzen und in Drittländer werden erleichtert. Betroffen 
sind Frauen, Männer, Jugendliche und – auch – Kinder!  Faktisch bedeutet das: Die Genfer Flüchtlingskonvention wird „aus-
gehebelt“, und Menschen in äußerst prekären Situationen haben kaum noch eine Chance auf ein menschenwürdiges Leben. 

Das ist Unrecht! Wir fordern die Beibehaltung des geltenden Asylrechts!

 » AUFNEHMEN STATT ABSCHOTTEN!
Vier Millionen Menschen aus der Ukraine hat die EU aufgenommen, ihre Rechte auf Schutz, auf Bildung, auf Arbeit, und auf 
soziale Sicherheit anerkannt. Diese Rechte gelten aber auch für Menschen aus anderen Ländern, die dort wegen Kriegssitua-
tionen oder individueller politischer Verfolgung keine Existenzmöglichkeit haben!

Die EU plant aber das Gegenteil: Menschen sollen während des Asylverfahrens in haftähnlichen Asylzentren an den EU-Außen-
grenzen untergebracht werden. Das betrifft Kinder und ihre Eltern, schwangere, psychisch kranke, behinderte, ältere und an-
dere vulnerable Menschen. Einzig unbegleitete minderjährige Geflüchtete sollen hiervon ausgenommen werden (so sie ggf. 
ihre Minderjährigkeit durch Passdokumente beweisen können). Geflüchtete haben keinen Zugang zu individueller und unab-
hängiger rechtlicher Beratung, werden unter sehr schwierigen Bedingungen „eingepfercht“ und sind ggf. Machtmissbrauch in 
den Lagern hilflos ausgesetzt!

Wir fordern die Aufnahme von Geflüchteten in die EU-Länder, ihre Partizipation in unserer Gesellschaft, ein faires Asylver-
fahren – und Engagement gegen jede Ungleichbehandlung!

 » HIERBLEIBEN STATT ABSCHIEBEN!
Die Abschiebung in Staaten, in denen Schutzsuchende nicht sicher leben können, soll leichter werden. Kann eine schnelle 
Abschiebung nicht umgesetzt werden, kann eine Abschiebehaft von bis zu 18 Monaten in den Haftzentren an der EU-Außen-
grenze vorgesehen werden! Aber auch bei Geflüchteten, die sich bereits innerhalb eines EU-Landes aufhalten, soll die Abschie-
bung priorisiert werden. Geflüchtete, für die im Rahmen von Dublin-Verfahren die Zuständigkeit eines anderen EU-Landes fes-
tgestellt wurde, sollen nicht mehr nur binnen sechs Monaten, sondern binnen zwei Jahren dorthin zurückgeschoben werden 
können.

Wir fordern: Menschen, deren Schutzstatus noch nicht oder schon sicher festgestellt ist, müssen in Sicherheit leben dürfen! 
Sie müssen weiterhin die Wahlfreiheit haben, in welchem Land sie leben möchten – wie die Geflüchteten aus der Ukraine… 
Ausgrenzung hilft nicht.

Auch Menschen im Asylverfahren brauchen eine Chance auf Ausbildungs- und Arbeitsmöglichkeiten, auf menschenwürdig-
es Wohnen Geflüchtete sind willkommen! Davon profitiert auch unsere Gesellschaft!

 » SOLIDARITÄT STATT HETZE
Die „Festung Europa“ hilft keinem Menschen. Geflüchtete werden noch gefährlichere Wege in Kauf nehmen, in Kauf nehmen 
müssen, um Sicherheit zu finden. Um was geht es in der EU? Um was geht es in Deutschland? Geht es um ein humanes, den 
Menschenrechten verpflichtetes, gemeinsames Asylsystem? Oder geht es darum, rassistische und rechtsextreme Tenden-
zen zu befördern – wie es neuerdings auch vermeintlich demokratische Politiker*innen im Bundestag tun?  Wir stellen uns 
gegen jede rassistische, nationalistische und rechtsextreme Hetze!  

 » WIR STEHEN SOLIDARISCH VOR, NEBEN UND HINTER MENSCHEN, DIE UNSEREN SCHUTZ BRAUCHEN!


